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Gemeinsam für den Werterhalt

Als Eigentümer einer gewerblich genutzten Immobilie ist das Umfeld für Sie
von entscheidender Wichtigkeit. Je attraktiver die Umgebung, umso mehr
Kunden kommen und desto besser können Sie Ihre Immobilie vermieten.
Wenn die Kundschaft ausbleibt, setzt sich sehr schnell eine Abwärtsspirale in
Gang: Geschäfte werden aufgegeben, die Gebäude stehen leer, das Umfeld
droht zu verwahrlosen, Ihr Eigentum verliert an Wert und die Grundstücks-
preise sinken. Deshalb ist es notwendig, die Kunden vor Ort zu halten und
die Stadtteilzentren attraktiv zu machen. Nur so gelingt es, mit der Innen-
stadt oder den großen Einkaufszentren zu konkurrieren.

Als Eigentümer ist es in Ihrem Interesse, dem Abwärtstrend entgegenzuwirken.
Dabei möchten wir Sie unterstützen. Die Idee ist, dass die gewerblichen 
Anlieger in einem Gebiet gemeinsam eine Strategie entwickeln, wie sie ihre
Ausgangslage verbessern können, zum Beispiel durch ein ansprechenderes
Umfeld, ein gemeinsames Marketingkonzept oder ein zentrales Leerstands-
management. Die Kosten der Maßnahmen teilen sich dabei alle gewerblichen
Eigentümer im Bereich. 

Die rechtliche Grundlage dafür ist in Baden-Württemberg das Gesetz zur
Stärkung der Quartiersentwicklung durch Privatinitiative (GQP). Den vollstän-
digen Text des GQP finden Sie ab Seite 7. Mit diesem Gesetz ist es möglich,
eigentümergetragene Aufwertungsbereiche festzusetzen.

Mit der vorliegenden Broschüre möchte Sie das Amt für Stadtplanung und
Stadterneuerung über diese neuen Möglichkeiten informieren und Ihnen 
Beratung und Unterstützung anbieten.

Peter Pätzold
Beigeordneter für Städtebau und Umwelt
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Das Landesgesetz ermöglicht sogenannte „Eigentümergetragene Aufwertungsbereiche“ (EA). Der EA 
entspricht dem englischen Business Improvement District (BID). Das Modell, das private Investitionen zur 
Ertüchtigung innerstädtischer Einkaufslagen erschließt, wurde 1970 in Toronto geprägt. Es verbreitete sich in
Nordamerika und kam dann über Großbritannien auch nach Deutschland. Als erste deutsche Stadt richtete
Hamburg 2005 ein BID ein, mittlerweile gibt es dort mehr als 20 solcher Bereiche. Auch in anderen 
Mittelstädten hat sich das Prinzip bereits bewährt. 
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Quartiersentwicklung durch Privatinitiative

Ladenleerstand geht auch anders



Was bringt ein eigentümergetragener
Aufwertungsbereich (EA)?

Der EA ermöglicht Eigentümern gewerblicher 
Immobilien, sich in Stadtquartieren mit nachlassen-
der Kundenfrequenz zusammenzuschließen, ge-
meinsam Maßnahmen zur Attraktivitätssteigerung
zu entwickeln und die Kosten auf alle Beteiligten
umzulegen. Bei diesem Verfahren gibt es keine
Trittbrettfahrer, die vom Engagement der anderen
profitieren, ohne sich selbst zu beteiligen. Zentrales
Projekt ist eine einheitliche Vermarktungsstrategie,
um Nachteile gegenüber zentral geführten Ein-
kaufszentren zu kompensieren.

Wie kommen Sie zu einem EA? 

Ein EA ist ein räumlich abgegrenzter Bereich in 
Innenstadt- oder Ortskernlage, der sich über einen
Straßenzug oder auch ein ganzes Stadtquartier 
erstrecken kann. Die betroffenen Eigentümer 
gewerblicher Immobilien schließen sich auf Zeit 
zusammen, um gemeinsam die Aufwertung ihres
Geschäftsumfelds zu finanzieren und umzusetzen.
Wenn sich mindestens sieben natürliche oder 
juristische Personen gefunden haben, können sie
einen entsprechenden Antrag beim Amt für Stadt-
planung und Stadterneuerung stellen. Dort werden
die Unterlagen geprüft. Der vollständige Antrag 
inklusive einem Abgrenzungsplan wird dann dem
Gemeinderat zur Beschluss-fassung als Ortssatzung
vorgelegt. Die Grenzen des EA werden in dem 
zugehörigen Abgrenzungsplan festgelegt. Der 
Satzungsbeschluss erfolgt für die Dauer von maximal
fünf Jahren und kann auf Antrag um maximal 
weitere fünf Jahre verlängert werden. Die Geschäfts-
führung für den EA können die Eigentümer selbst
übernehmen oder an einen Aufgabenträger 
vergeben.

Wie finanziert sich ein EA?

Die Stadt erhebt für den EA eine Sonderabgabe.
Sie darf innerhalb der fünfjährigen Geltungsdauer
der EA-Satzung maximal zehn Prozent des Einheits-
werts des jeweiligen Grundstücks betragen, im
Mittel also rund zwei Prozent pro Jahr. Die Höhe
der Abgabe richtet sich nach einem jährlich fort-
zuschreibenden Maßnahmen- und Finanzierungs-
plan.
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Sauberkeit – ein wichtiges Signal



Welche Möglichkeiten bietet der EA?

Der Schwerpunkt liegt auf einer einheitlichen 
Vermarktungsstrategie für das Gesamtquartier. 
Dazu können sogenannte nicht-investive 
Maßnahmen gehören, wie:

 die Entwicklung eines gemeinsamen
Gebietslogos

 ein einheitlicher Werbeauftritt und dessen
Umsetzung in Form von Flyern, einer Home-
page, Beschilderung, Ladendekoration,
Weihnachtsbeleuchtung, etc.

 Straßenfeste und andere Aktionen

 ein zentrales Leerstandmanagement

 ein sinnvoller Branchenmix

Je nach Abgabenhöhe ist es jedoch auch denkbar,
dauerhafte Maßnahmen im investiven Bereich zu
finanzieren, zum Beispiel:

 Beleuchtungskonzepte für die Fassaden

 Begrünungskonzepte für die Ladenvorflächen,
die das städtische Grün ergänzen

 Mehrkosten für höherwertige Gehwegbeläge
gegenüber den städtischen Standards

Insgesamt können alle Maßnahmen, die für eine
Attraktivierung des Stadtkerns sorgen, in Frage
kommen. Dabei sind die Themen Sauberkeit und
Sicherheit zentrale Voraussetzung für alle weiteren
Maßnahmen.

Unter Umständen unterstützt die Stadt die Vorhaben
des EA durch eigene Investitionen. Allerdings 
dient ein EA nicht dazu, hoheitliche Aufgaben der
Kommune, wie zum Beispiel die Straßenreinigung
oder den Straßenunterhalt, zu finanzieren.

Noch einmal kurz zusammengefasst: 
Ein „Eigentümergetragener Aufwertungsbereich“
(EA) wird 

 organisiert und verantwortet von den
Eigentümern im Gebiet

 abgesichert durch eine Rahmengesetzgebung
des Landes

 festgesetzt durch eine kommunale Satzung

 eingerichtet auf Grundlage eines mit den
kommunalen Fachämtern und den Eigentümern
abgestimmten Maßnahmen- und Finanzierungs-
konzepts

 räumlich parzellenscharf abgegrenzt

 zeitlich begrenzt auf maximal fünf Jahre
(Verlängerungen sind möglich, auch für maximal
5 Jahre)

 finanziert durch Selbstbesteuerung aller
Eigentümer gewerblicher Immobilien im Gebiet
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Einkaufen mit Unterhaltung



Haben wir Ihr Interesse geweckt?

Dann steht Ihnen die Stadtverwaltung gerne für ein 
erstes informelles Gespräch zur Verfügung. Sollte sich 
aus diesem Gespräch ein konkreter Antrag auf ein EA 
entwickeln, so begleiten wir Sie selbstverständlich bei 
allen Verfahrensschritten.

Ihre Ansprechpartner:
Bei Grundsatz- und Verfahrensfragen wenden 
Sie sich an das Amt für Stadtplanung und 
Stadterneuerung
Sachgebiet Wohnbauentwicklung

Christiane Schneider
Telefon 0711 216-20306
E-Mail: christiane.schneider@stuttgart.de

Bei Fragen zur Umsetzung vor Ort in den Stadtbezirken 
wenden Sie sich an das Bürgermeisteramt 
Abteilung Wirtschaftsförderung 

Mareike Merx
Telefon 0711 216-60284
E-Mail: mareike.merx@stuttgart.de

Torsten von Appen
Telefon 0711 216-91233
E-Mail: torsten.von.appen@stuttgart.de
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Anhang :

Die gesetzlichen Grundlagen

Im Jahr 2007 wurde § 171 f neu ins Baugesetzbuch aufgenommen. Er regelt die Zulässigkeit 
der Festlegung von Gebieten, in denen in privater Initiative und auf Grundlage eines mit den
städtebaulichen Zielen der Gemeinde abgestimmten Konzepts standortbezogene Maßnahmen
durchgeführt werden. Gleichzeitig werden die Länder ermächtigt, landesgesetzliche Regelungen
zur Finanzierung und Lastenverteilung zu erlassen. Baden-Württemberg hat mit dem Gesetz 
zur Stärkung der Quartiersentwicklung durch Privatinitiative von dieser Möglichkeit Gebrauch
gemacht. Es gilt seit dem 1. Januar 2015. 

Gesetz zur Stärkung der Quartiersentwicklung durch Privatinitiative (GQP)
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§1 
Zweck des Gesetzes

Dieses Gesetz ermöglicht in Ausgestaltung des 
§ 171f des Baugesetzbuchs (BauGB) den Gemeinden
die Festlegung von eigentümergetragenen Aufwer-
tungsbereichen. In festgelegten Aufwertungsberei-
chen können zur Steigerung der Funktionsfähigkeit
des Quartiers in privater Verantwortung standort-
bezogene Maßnahmen durchgeführt werden, die
auf der Grundlage eines mit den städtebaulichen
Zielen der Gemeinde abgestimmten Konzepts zur
Stärkung oder Entwicklung von Bereichen der 
Innenstädte, Stadtteilzentren und von sonstigen 
für die städtebauliche Entwicklung bedeutsamen
Bereichen dienen. Die Quartiersgemeinschaften
übernehmen keine gesetzlichen Aufgaben der 
Gemeinden.

§ 2
Begriffe

(1) Ein eigentümergetragener Aufwertungsbereich
besteht aus räumlich zusammenhängenden bebau-
ten Grundstücken in Innenstädten, Stadtteilzentren
oder sonstigen für die städtebauliche Entwicklung
bedeutsamen Bereichen, innerhalb deren die
Grundstückseigentümer und Gewerbetreibenden
standortbezogene Maßnahmen sowohl investiver
als auch nicht investiver Art durchführen. Dabei
sind nur solche Grundstücke in den eigentümer-
getragenen Aufwertungsbereich einzubeziehen,

deren wirtschaftliche Attraktivität durch die konkre-
ten standortbezogenen Maßnahmen so verbessert
wird, dass der zu erwartende Lagevorteil für die
Grundstückseigentümerin oder den Grundstücks-
eigentümer den Nutzen der Maßnahme für die 
Allgemeinheit offensichtlich überwiegt. Die nach
einem festgelegten Verfahren bestimmten Maß-
nahmen werden ganz oder teilweise über eine 
Sonderabgabe finanziert. Soweit Grundstücke 
zu Wohnzwecken genutzt werden, sind sie 
entsprechend dem Anteil ihrer Wohnnutzung 
von der Sonderabgabe nicht umfasst.

(2) Standortbezogene Maßnahmen sind alle Vorha-
ben, die die Attraktivität des Aufwertungsbereichs
steigern und geeignet sind, die Rahmenbedingungen
für die Gemeinde und die in diesem Bereich nieder-
gelassenen Einzelhandels-, Dienstleistungs- und 
Gewerbebetriebe zu verbessern. Hierzu können 
insbesondere
1. Konzepte für die Entwicklung des Aufwertungs-

bereichs ausgearbeitet,
2. Dienstleistungen erbracht,
3. in Abstimmung mit den jeweiligen Berechtigten

Baumaßnahmen finanziert und durchgeführt,
4. Grundstücke bewirtschaftet,
5. gemeinschaftliche Werbemaßnahmen 

durchgeführt,
6. Veranstaltungen organisiert,
7. mit öffentlichen Stellen oder mit ansässigen 

Betrieben Vereinbarungen über die Durchführung
von Maßnahmen getroffen

werden.



(3) Eine Quartiersgemeinschaft ist unabhängig von
ihrer rechtlichen Organisation ein freiwilliger Zu-
sammenschluss von mindestens sieben natürlichen
oder juristischen Personen, die im eigentümerge-
tragenen Aufwertungsbereich nach § 6 abgaben-
pflichtig sind. Die Mitwirkung abgabenpflichtiger
Personen in diesem Zusammenschluss kann in der
Regel nicht verweigert werden. Die Quartiersge-
meinschaft wählt aus ihrer Mitte mit Mehrheit eine
Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und eine 
Stellvertreterin oder einen Stellvertreter, die nach
außen einzeln vertretungsberechtigt sind. Die Quar-
tiersgemeinschaft gibt sich eine Geschäftsordnung.
Beschlüsse werden mit Mehrheit der abgegebenen
Stimmen gefasst, soweit die Geschäftsordnung
keine andere Mehrheit vorschreibt.

(4) Die Quartiersgemeinschaft kann einen 
Aufgabenträger mit der Geschäftsführung, der 
Antragstellung bei der

Gemeinde, der Vorbereitung und Umsetzung des
Maßnahmen- und Finanzierungskonzepts und der
Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben der
Quartiersgemeinschaft beauftragen. Dieser muss
mindestens die Voraussetzungen für die Beauftra-
gung als Sanierungsträger nach § 158 BauGB 
erfüllen.

§ 3
Antragsverfahren

(1) Die Gemeinden können auf Antrag einer Quar-
tiersgemeinschaft durch Satzung eigentümerge-
tragene Aufwertungsbereiche für die Geltungs-
dauer von höchstens fünf Jahren festlegen. Die
Verlängerung der Geltungsdauer der Satzung ist
unter denselben Voraussetzungen wie die erst-
malige Festlegung eines eigentümergetragenen
Aufwertungsbereichs möglich. Mit Ablauf der 
Geltungsdauer der Satzung endet das Recht zur
Abgabenerhebung.

(2) Die konkreten Ziele und Maßnahmen werden
für jeden eigentümergetragenen Aufwertungsbe-
reich in einem von der Quartiersgemeinschaft fest-
gelegten Maßnahmen- und Finanzierungskonzept
festgelegt.

(3) Der Antrag ist bei der Gemeinde zu stellen, in
deren Gebiet die Grundstücke des beantragten 
eigentümergetragenen Aufwertungsbereichs 
liegen.

(4) Die Quartiersgemeinschaft hat Anspruch darauf,
dass ihr die Gemeinde die bekannten Namen und
Anschriften der Eigentümerinnen und Eigentümer
beziehungsweise der Erbbauberechtigten der im 
eigentümergetragenen Aufwertungsbereich 
gelegenen Grundstücke sowie die voraussichtliche
Gesamthöhe der im vorgesehenen Bereich festge-
stellten Werte für die Abgabenerhebung nach § 6
mitteilt, soweit die Angaben für die Abgabenbe-
rechnung erforderlich sind.

(5) Zur Antragstellung ist die Quartiersgemeinschaft
oder deren Aufgabenträger nur berechtigt, wenn
die schriftliche Zustimmung von mindestens 15 vom
Hundert der im Aufwertungsbereich dem Grunde
nach Abgabenpflichtigen nach § 6 Absatz 2 vorliegt
und die diesen Personen zugeordnete Grundstücks-
fläche mindestens 15 vom Hundert der Fläche des
Aufwertungsbereichs umfasst. Zustimmungserklä-
rungen von natürlichen oder juristischen Personen,
die Mit- oder Teileigentümer an einem Grundstück
sind, zählen bei der Berechnung nach Satz 1 ent-
sprechend ihrem Mit- oder Teileigentumsanteil.
Grundstücke im Sinne dieses Gesetzes sind alle im
Grundbuch eingetragenen Flächen, sowie dienende
Grundstücke nach § 3 Absatz 4 der Grundbuchord-
nung in der Fassung vom 26. Mai 1994 (BGBl. I S.
1114), auch wenn sie nicht in einem besonderen
Grundbuchblatt geführt werden. Ausgenommen
sind Grundstücke, die ausschließlich dem Gemein-
bedarf oder kirchlichen Zwecken dienen, Schulen
sowie die öffentlichen Verkehrs-, Gewässer- und
Grünflächen. Die Erbbauberechtigten sind den
Grundstückseigentümern gleichgestellt, soweit das
Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet ist.

(6) Dem Antrag sind beizufügen:
1. Eine genaue räumliche Bezeichnung des vorge-

sehenen eigentümergetragenen Aufwertungsbe-
reichs und die vorgesehene grundstücksgenaue
Abgrenzung,

2. ein Maßnahmen- und Finanzierungskonzept für
die Geltungsdauer von bis zu fünf Jahren, das
die Maßnahmen in allgemeiner Form bezeichnet
und den städtebaulichen Zielen der Gemeinde
nicht widerspricht,
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3. eine Darstellung des vorgesehenen Verteilungs-
maßstabs (§ 6 Absatz 5),

4. ein Nachweis, dass mindestens 15 vom Hundert
der im Aufwertungsbereich dem Grunde nach
Abgabenpflichtigen nach § 6 Absatz 2 dem An-
trag zugestimmt haben und die Grundstücksfläche
dieser Personen mindestens 15 vom Hundert der
Fläche des Aufwertungsbereichs umfasst.

Im Maßnahmen- und Finanzierungskonzept nach
Nummer 2 sind die konkreten Vorteile der stand-
ortbezogenen Maßnahmen für die Grundstücks-
eigentümer innerhalb des vorgesehenen Aufwer-
tungsbereichs nachvollziehbar darzustellen. 
Daneben ist zu begründen, warum das Interesse
der Quartiersgemeinschaft das Interesse der All-
gemeinheit an den standortbezogenen Maßnah-
men offensichtlich überwiegen wird.

(7) Die Gemeinde lehnt den Antrag ab, wenn
1. die Voraussetzungen der Absätze 5 und 6 nicht

erfüllt sind, oder der von der Quartiersgemein-
schaft beauftragte Aufgabenträger den Voraus-
setzungen nach § 2 Absatz 4 Satz 2 nicht
genügt,

2. das Maßnahmen- und Finanzierungskonzept
nicht mit den städtebaulichen Zielen der 
Gemeinde abgestimmt ist oder

3. öffentliche Belange oder Rechte Dritter beein-
trächtigt würden.

Im Übrigen entscheidet die Gemeinde über die
Fortsetzung des Antragsverfahrens nach pflicht-
gemäßem Ermessen.

§ 4
Festlegung des eigentümergetragenen

Aufwertungsbereichs

(1) Entscheidet sich die Gemeinde nach § 3 Absatz 7
Satz 2 für eine Fortsetzung des Antragsverfahrens,
legt sie die vollständigen Antragsunterlagen für die
Dauer eines Monats öffentlich aus und macht dies
mindestens eine Woche vorher ortsüblich bekannt.
In der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen,
dass bis eine Woche nach Abschluss der Auslegung
bei der Gemeinde von jedermann Anregungen und
Bedenken vorgebracht werden können und die
dem Grunde nach Abgabenpflichtigen nach § 6 

Absatz 2 das Recht haben, bei der Gemeinde Ein-
wendungen gegen die Festlegung des eigentümer-
getragenen Aufwertungsbereichs vorzubringen. Die
Abgabenpflichtigen nach § 6 Absatz 2 und die 
Träger öffentlicher Belange sind von der Gemeinde
schriftlich über die Auslegung zu informieren.

(2) Nach Ablauf des Verfahrens nach Absatz 1 sind
der Quartiersgemeinschaft die eingegangenen 
Anregungen und Bedenken, die Einwendungen 
der Abgabenpflichtigen nach § 6 Absatz 2 und 
die Stellungnahmen der Träger der öffentlichen 
Belange zu übermitteln. Werden die Antragsunter-
lagen von der Quartiersgemeinschaft daraufhin 
in einem wesentlichen Punkt geändert, ist das 
Verfahren nach Absatz 1 zu wiederholen.

(3) Erheben mehr als ein Drittel der Abgabenpflich-
tigen nach § 6 Absatz 2 oder Abgabenpflichtige,
deren Grundstücksflächen insgesamt mehr als ein
Drittel der Fläche des Aufwertungsbereichs umfassen,
Einwendungen gegen die Festlegung des eigen-
tümergetragenen Aufwertungsbereichs, ist der 
Antrag von der Gemeinde abzulehnen, wenn die
Abgabenpflichtigen nicht erklären, eine Einwen-
dung nicht mehr geltend zu machen. Die Frist 
zur Erklärung, dass eine Einwendung nicht mehr
geltend gemacht wird, endet zwei Monate nach
dem Ende der öffentlichen Auslegung. Die Frist
wird durch den Zugang der Erklärungen bei der
Gemeinde oder bei der Quartiersgemeinschaft 
gewahrt. Die Entscheidung über die Ablehnung soll
von der Gemeinde binnen eines Zeitraums von drei
Monaten nach Ende der öffentlichen Auslegung
getroffen werden.

(4) Erfüllt der Antrag die Voraussetzungen nach
den Absätzen 1 bis 3, kann die Gemeinde den 
eigentümergetragenen Aufwertungsbereich durch
Satzung festlegen, wenn sich die Quartiersgemein-
schaft zuvor in einem öffentlich-rechtlichen Vertrag
verpflichtet hat, die sich aus diesem Gesetz, der
Satzung und dem Maßnahmen- und Finanzie-
rungskonzept ergebenden Verpflichtungen, Ziele
und Aufgaben umzusetzen. Soweit einzelne vor-
gesehene  Maßnahmen Folgekosten verursachen
können, die über die Geltungsdauer der Satzung
hinaus wirksam werden, muss der öffentlich-
rechtliche Vertrag auch eine Vereinbarung zu ihrer
Übernahme nach Außerkrafttreten der Satzung 
beinhalten.
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(5) Die Satzung muss mindestens enthalten:
1. Die Bezeichnung des eigentümergetragenen

Aufwertungsbereichs,
2. die räumliche Abgrenzung des eigentümerge-

tragenen Aufwertungsbereichs,
3. die Geltungsdauer der Satzung,
4. das Maßnahmen- und Finanzierungskonzept für

die Geltungsdauer der Satzung in allgemeiner
Form,

5. den Kreis der Abgabenpflichtigen,
6. die Ausnahmen von der Abgabenpflicht nach 

§ 6 Absatz 3,
7. den Verteilungsmaßstab (§ 6 Absatz 5) und
8. die Zusammensetzung des Beschlussgremiums

über den jährlichen Maßnahmen- und Finanzie-
rungsplan.

Beabsichtigt die Gemeinde eine Kostenpauschale
für ihren Verwaltungsaufwand einzubehalten 
(§ 6 Absatz 6), ist auch deren Höhe in der Satzung
festzulegen. Die allgemeinen Anforderungen an
die Satzung richten sich nach § 4 der Gemeinde-
ordnung. Sie ist öffentlich bekannt zu machen.

§ 5
Maßnahmen- und Finanzierungskonzept

(1) Die Quartiersgemeinschaft setzt das der Festle-
gung des eigentümergetragenen Aufwertungsbe-
reichs zu Grunde liegende Maßnahmen- und
Finanzierungskonzept um. Hierzu stellt sie vor 
Beginn eines Kalenderjahres einen Maßnahmen-
und Finanzierungsplan auf, der für das folgende
Haushaltsjahr sämtliche standortbezogenen Maß-
nahmen und die dafür veranschlagten Ausgaben
enthält. Daraus muss auch erkennbar sein, wie
diese sich aus dem Maßnahmen- und Finanzie-
rungskonzept ableiten und welche Ausgaben für
die einzelnen Maßnahmen bereits angefallen sind.
Die Abgabenpflichtigen nach § 6 Absatz 2 sind bei
der Aufstellung des Maßnahmen- und Finanzie-
rungsplans zu informieren. Ihnen ist elektronisch
oder schriftlich Einsicht in den Maßnahmen- und
Finanzierungsplan zu geben.

(2) Der Maßnahmen- und Finanzierungsplan ist 
der Gemeinde vorzulegen. Weicht der Maßnahmen-
und Finanzierungsplan vom Maßnahmen- und 
Finanzierungskonzept erheblich ab und ist 

die Abweichung begründet, weist die Gemeinde
die Abgabenpflichtigen nach § 6 Absatz 2 darauf
hin, dass diese innerhalb eines Monats ab Zugang
des Hinweises der Gemeinde berechtigt sind, den
abweichenden Maßnahmen- und Finanzierungs-
plan abzulehnen.

(3) Der Maßnahmen- und Finanzierungsplan ist
Grundlage für die Abgabenerhebung nach § 6,
wenn dieser die Vorgaben des Maßnahmen- und
Finanzierungskonzepts einhält oder aus begründe-
ten Fällen nur unerheblich davon abweicht und
den städtebaulichen Zielen der Gemeinde nicht 
widerspricht. Weicht der Maßnahmen- und Finan-
zierungsplan in begründeten Fällen erheblich von
den Vorgaben des Maßnahmen- und Finanzie-
rungskonzepts ab und haben nicht mehr als ein
Drittel der Abgabenpflichtigen nach § 6 Absatz 2
innerhalb der Frist nach Absatz 2 Satz 2 die Ableh-
nung erklärt, kann die Gemeinde diesen ebenfalls
als Grundlage für die Abgabenerhebung anerken-
nen. Erfüllt der Maßnahmen- und Finanzierungs-
plan diese Anforderungen nicht, kann er von der 
Quartiersgemeinschaft angepasst und erneut 
nach Absatz 2 vorgelegt werden.

(4) Alternativ kann die Satzung nach § 4 Absatz 5
auch festlegen, dass auf die Aufstellung der jährli-
chen Maßnahmen- und Finanzierungspläne ver-
zichtet wird, wenn aus dem Maßnahmen- und
Finanzierungskonzept die erforderlichen Grundlagen
für die Erhebung der Sonderabgabe über die 
gesamte Laufzeit der Satzung hervorgehen. Die
Sonderabgabe wird dann von der Gemeinde 
jährlich in gleichen Raten erhoben.

(5) Bei der Umsetzung des Maßnahmen- und 
Finanzierungsplans ist auf den jeweiligen Ansatz
der Ausgaben für die einzelnen standortbezogenen
Maßnahmen zu achten. Überplanmäßige Ausgaben
sind in begründeten Einzelfällen nur zulässig, wenn
sie den Ansatz nicht mehr als um 20 vom Hundert
überschreiten und das Gesamtbudget nicht über-
schritten wird. Außerplanmäßige Ausgaben sind
nur zulässig, wenn sie unabweisbar sind und dem
Maßnahmen- und Finanzierungskonzept entsprechen.
Über- und außerplanmäßige Ausgaben sind der
Gemeinde unverzüglich anzuzeigen.

(6) Nicht verwendete Mittel sind in das nächste
Wirtschaftsjahr zu übertragen. Endet die Geltungs-
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dauer der Satzung, sind nicht verwendete Mittel
den Abgabenpflichtigen zu erstatten. Bei Verlänge-
rung der Geltungsdauer nach § 3 Absatz 1 Satz 2
kann die Quartiersgemeinschaft die Mittel auf den
neuen eigentümergetragenen Aufwertungsbereich
übertragen, wenn sich das Maßnahmen- und 
Finanzierungskonzept nicht grundlegend geändert
hat.

§ 6
Abgabenerhebung

(1) Zur Finanzierung der von der Quartiersgemein-
schaft vorgesehenen standortbezogenen Maßnah-
men erhebt die Gemeinde auf der Grundlage eines
Maßnahmen- und Finanzierungsplans Sonderabga-
ben. § 2 Absatz 1 Satz 2, § 3 und § 4 des Kommu-
nalabgabengesetzes sind anzuwenden, soweit
dieses Gesetz keine abweichenden Regelungen
vorschreibt.

(2) Abgabenpflichtig sind alle Eigentümerinnen und
Eigentümer von Grundstücken nach § 3 Absatz 5
Satz 3 und 4 innerhalb des eigentümergetragenen
Aufwertungsbereichs. Sind Grundstücke mit einem
Erbbaurecht belastet, so sind die Erbbauberechtig-
ten anstelle der Eigentümerinnen und Eigentümer
abgabenpflichtig.

(3) In der Satzung sind Ausnahmen von der 
Abgabenpflicht vorzusehen, wenn
1. Grundstücke wirtschaftlich nicht genutzt werden

können,
2. die Nutzung von Grundstücken ausschließlich zu

Zwecken des Gemeinbedarfs ausgeübt wird,
3. Grundstücke einbezogen werden, aus denen die

oder der Abgabenpflichtige nach Absatz 2 
keinen offensichtlich überwiegenden Vorteil von
den Maßnahmen haben kann oder

4. Grundstücke ausschließlich zu Wohnzwecken
genutzt werden.

Für gemischt genutzte Grundstücke gilt Satz 1
Nummer 4 für die ausschließlich zu Wohnzwecken
genutzten Anteile entsprechend.

(4) Die Gemeinde kann Abgabenpflichtige auf An-
trag ganz oder teilweise von der Abgabe befreien,
wenn die Heranziehung zu der Abgabe eine unbillige
Härte begründen würde.

(5) Die Abgabe ist nach festen Verteilungsmaß-
stäben zu erheben. Zulässige Verteilungsmaßstäbe
sind
1. der Einheitswert des Grundstücks nach den 

Vorschriften des Bewertungsgesetzes,
2. die Art und das Maß der baulichen oder 

sonstigen Nutzung des Grundstücks,
3. die Grundstücksfläche,
4. die Grundstückslänge entlang der Geschäfts-

straßen,
5. die Nutz- oder Ladenfläche.

Die Verteilungsmaßstäbe können miteinander ver-
bunden werden. Die Höhe der Abgabe darf für 
die Dauer von fünf Jahren insgesamt zehn vom
Hundert des Einheitswerts eines Grundstücks nicht
überschreiten.

(6) Die Gemeinde kann zur Abgeltung des gemeind-
lichen Aufwands eine Kostenpauschale in Höhe
von maximal drei vom Hundert der beantragten
Maßnahmensumme durch Satzung festlegen.

(7) Das Aufkommen aus der Abgabe steht der
Quartiersgemeinschaft abzüglich der Kostenpau-
schale nach Absatz 6 zu. Die Gemeinde dokumen-
tiert das der Quartiersgemeinschaft zustehende
Aufkommen aus der Abgabe in einer dem Haus-
haltsplan beigefügten Anlage. Die Quartiersge-
meinschaft hat die Einnahmen aus dem Abgaben-
aufkommen ausschließlich für die geplanten stand-
ortbezogenen Maßnahmen zu verwenden.

(8) Die Abgabe ruht als öffentliche Last auf dem
Grundstück, im Fall von Absatz 2 Satz 2 auf dem
Erbbaurecht.

§ 7
Aufsicht

(1) Die Quartiersgemeinschaft und der von ihr 
beauftragte Aufgabenträger haben der Gemeinde
die ordnungs- und zweckgemäße Mittelverwen-
dung auf Verlangen unverzüglich, mindestens 
jedoch jährlich, schriftlich nachzuweisen.

(2) Wird festgestellt, dass die Quartiersgemein-
schaft gegen das Maßnahmen- und Finanzierungs-
konzept, den Maßnahmen- und Finanzierungsplan,
die Satzung oder den öffentlich-rechtlichen Vertrag
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trotz Mahnung verstößt, ist die Gemeinde berech-
tigt, den öffentlich-rechtlichen Vertrag zu kündigen
und die Satzung aufzuheben.

(3) Die Haftung der Gemeinde für eine Verletzung
ihrer Aufsichtspflicht ist auf Vorsatz und grobe
Fahrlässigkeit beschränkt.

(4) Das Rechnungsprüfungsamt der Gemeinde ist
berechtigt, die ordnungsgemäße Mittelverwendung
der Quartiersgemeinschaft und des beauftragten
Aufgabenträgers zu prüfen. Der Prüfbericht wird
der Gemeinde und der Vorsitzenden oder dem 
Vorsitzenden der Quartiersgemeinschaft 
übergeben und erforderlichenfalls erläutert.

§ 8
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.
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